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Koalition muß 
Farbe bekennen 
öer Deutsche Bundestag hat in der vergan- 
gnen Woche drei Tage lang wichtige 
^obleme deutscher Politik diskutiert: 
^ergiepolitik (26.10.), Entwicklungshilfe 
Jjfl Schwerpunkt Afrika (27. 10.) und die 
J^rksamere Bekämpfung des Terrorismus 
j«8.10.). Die Debatte über die ersten beiden 
Unkte erfolgte aufgrund von Initiativen 

5er CDU/CSU-Bundestagsfraktion; für die 
örroristenbekämpfung lagen vier Gesetzent- 

würfe der Union und drei der Regierung vor. 

Anzeichen   der   Energiedebatte   war   es,    daß 
. undesregierung und Koalition ihre Zerstrittenheit 

dieser Frage dadurch zu vertuschen suchten, 
aß die Bundesregierung es ablehnte, die Große 

a
nfrage der Union fristgemäß zu beantworten und 

b'
e Koalition — offensichtlich im Hinblick auf ihre 

^vorstehenden Parteitage — die Zustimmung zu 
ll"

1er Entschließung verweigerte,  mit der die frü- 
6r gemeinsame Energiepolitik bestätigt werden 80||te 

, der Debatte über eine wirkungsvollere Bekämp- 
^n9 des Terrorismus machten die Sprecher der 
de

nion erneut deutlich, daß sich die Geschehnisse 
le
r vergangenen Wochen nicht wiederholen dür- 

-n- Es ist unerläßlich, daß gehandelt wird und 
^B die Solidarität der Demokraten sich nicht in 

0rten erschöpft. 
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ENERGIEPOLITIK 

Unter dem Druck der Parteitage 
sind SPD/FDP handlungsunfähig 
Der Entschließungsantrag der 
CDU/CSU-Fraktion zur Energie- 
politik hat folgenden Wortlaut: 

Der Bundestag wolle beschließen^ 

O Der Bundestag bekräftigt die in sei- 
ner von allen Fraktionen getragenen 
Entschließung zur friedlichen Nutzung 
der Kernenergie vom 13. Mai 1976 
(Drucksache 7/4948) enthaltenen Fest- 

stellung: 

„Der Deutsche Bundestag erkennt 
an, daß die grundlegenden Probleme 
der Sicherheit und Zuverlässigkeit, 
der Umweltreinhaltung und Wirt- 
schaftlichkeit bei der friedlichen 
Nutzung der Kernenergie soweit 
erkannt sind und auch als lösbar 
angesehen werden können, daß 
einem Ausbau der friedlichen 
Nutzung der Kernenergie bei 
Anwendung und Fortentwicklung der 
gesetzlichen Vorschriften prinzipiell 
nichts mehr im Wege steht." 

0 Die Bundesregierung wird aufge- 
fordert, ihre eigenen in den „Grundli- 
nien und Eckwerte für die Fortschrei- 
bung des Energieprogramms" vom 23. 
März 1977 zum Ausdruck gebrachten 

Ziele der Energiepolitik in Taten umzu- 
setzen. Insbesondere darf die Verbin- 
dung zwischen der Errichtung neuer 
Kernkraftwerke und der Entsorgung 
nicht durch zusätzliche Erschwernisse 

behindert werden. 

© Der Bundestag fordert die Bundes- 
regierung auf, alsbald ein umfassendes 
Programm zum Abbau der Investitions- 
hemmnisse im Bereich der Energiewirt- 
schaft einschließlich der dazu notwen- 
digen Gesetzesinitiativen vorzulegen. 

In der Debatte hatte Helmut Kohl 
hierzu gesagt: 

Die Tatsache, daß die Mehrheit des 
Hauses heute den  Versuch  unter 

nimmt, diesen Antrag an den Ausschuß 
zu   überweisen,   wo   er   gar   nichts   zu 
suchen  hat — das sind doch  Binsen- 
weisheiten,   die  wir   hier   noch   einmal 
bekäftigen   —,   zeigt   doch   nur,   dal 
Sie   Ihren   Kotau  vor   Ihren   Parteitag© 
machen müssen. Das ist doch das, was 
uns hier in der Diskussion bewegt. 
Aber der Inhalt unserer Großen Anfrage] 
ist nicht nur das. Der Zickzackkurs de' 
Bundesregierung hat zu dieser Verunsi- 
cherung beigetragen. Der Zickzackkur* 
der   Bundesregierung   war   doch   nu> 
möglich, weil sie, Graf Lambsdorff, He 
Friderichs   und   andere   in   der   Sitzung 
des   FDP-Hauptausschusses   in   Saa' 
brücken von Leuten überfahren wurde"1 

die    einen    Beschluß   faßten,    dessel 
Tragweite   sie  offensichtlich  gar   nicf 
überschaut haben. Die Herren, die I 
Bundestag   gesprochen   haben,   habe' 
hier anders als anderswo geredet. Des 
wegen   muß  das   hier  deutlich  gesaS 
werden. 
Herr Bundeswirtschaftsminister, von II" 
nen hätte ich gerne eine präzise An1 
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wort auf die in unserer Großen Anfrage 
gestellte Frage: 

Hält der Bundeskanzler an dem fol- 
genden Punkt seiner Regierungser- 
klärung vom 16. Dezember 1976 fest: 
„... auf den Ausbau auch der Kern- 
energie kann nicht verzichtet werden. 
Kernenergie bleibt zur Deckung des 
vorhersehbaren Strombedarfs not- 
wendig und unerläßlich. Ohne ihren 
Beitrag wäre es auch nicht möglich, 
die Energieträger so vielfältig einzu- 
setzen, wie es im Interesse der Si- 
cherheit unserer Stromversorgung 
geboten ist?" 

Bei Ihnen, Graf Lambsdorff, nehme ich 
gerne an, daß Sie in dieser Frage völlig 
meiner Meinung sind. Aber ist das auch 
wirklich die Meinung der Regierung? 

Zur zweiten Frage. Graf Lambsdorff, Sie 
beherrschen doch nun wirklich das 
Wort, aber das Wort Moratorium und 
alles, was damit zusammenhängt, ha- 
ben Sie heute nur mit äußerster Zurück- 
haltung in Ihren Sprachgebrauch aufge- 
nommen. 

ich habe die konkrete Frage an Sie, es 
ist zugleich Nr. 2 unserer Anfrage: 
Stimmt der Bundeskanzler — stimmt 
die Bundesregierung als Ganzes — der 
Opposition darin zu, daß ein mehrjähri- 
ges Moratorium der Kernenergie, in 
welcher Form auch immer herbeige- 
führt, im Widerspruch zu seiner Regie- 
rungserklärung vom 16. Dezember 1976 
stehen würde? 

Was nützen uns Regierungserklärun- 
gen, die Sie für zighunderttausend 
Mark im Kunstdruck unter das Volk 
bringen, wenn Sie hinterher gar nicht 
weiter darüber nachdenken und 
sagen: Was interessiert mich das, was 
ich gestern hier im Bundestag 
geredet habe. 

Ich   erwarte   eigentlich,   nachdem   der 

Bundeskanzler nicht da ist, daß irgend 
jemand von der Bundesregierung zu 
den erstaunlichen Äußerungen des 
Bundesministers für Forschung und 
Technologie Stellung bezieht. Sie brau- 
chen nur in der Großen Anfrage die 
Zitate nachzulesen, dann wissen Sie, 
daß er vieles zu diesem Thema gesagt 
hat. 

Was davon ist endgültig? Von einer 
Regierung, die doch in diesen Tagen 
alles tut, um sich als stark und durch- 
schlagskräftig dazustellen, erwarte ich, 
daß jetzt einmal verbindlich gesagt 
wird, was damit gemeint ist. Ich zitiere 
wörtlich Herrn Matthöfer: 
,,Aber ich sehe nicht nur in meiner 
Partei, sondern auch in der FDP 
eine Kräftekonstellation kommen, die 
dazu führen wird, nach den Beschlüs- 
sen der Partei und nach den Entschei- 
dungen der Gerichte, daß wir mit einem 
Aussetzen des Neubaus von Kernkraft- 
werken von drei bis fünf Jahren rech- 
nen müssen . . 

Es ist zunächst einmal bemerkens- 
wert, daß der Beschluß eines 
SPD-Parteitages den Rang eines 
Gerichtsbeschlusses bekommt. Dies 
ist eine bemerkenswerte Neuerung in 
der neueren Geschichte der 
Bundesrepublik. Matthöfer sagt dann 
weiter: 

Der Parteitag — gemeint ist der Partei- 
tag  der SPD —  wird,   ich  glaube mit 
überwältigender Mehrheit, sich auf eine 
vernünftige Linie einigen, die zwei Kom- 
ponenten    haben   wird.    Einmal   diese 
Aussetzung und zum anderen eine sehr 
starke Sparstrategie. 

Ich bin sehr gespannt, Herr 
Bundesminister für Forschung und 
Technologie, wie Sie die Energielücke 
der 80er und 90er Jahre mit dieser 
Sparstrategie und diesem Morato- 
rium bewältigen werden. 
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Niedersachsen hat Verpflichtungen erfüllt 

Über die Haltung von Niedersach- 
sen beim Bau einer Entsorgungs- 
anlage stellte Ministerpräsident 
Ernst Albrecht im Bundestag u. a. 

fest: 
Es war im Herbst 1976, als die Bundes- 
regierung an die niedersächsische Lan- 
desregierung herangetreten ist, um die 
Zustimmung für den Bau einer Entsor- 
gungsanlage in Niedersachsen zu erhal- 
ten. Wir haben damals folgendes ge- 

sagt. 
O Wir akzeptieren als Landesregie- 
rung, bis zum Februar des Jahres 1977 
eine vorläufige Standortauswahl vorzu- 
nehmen. Wir haben diese Verpflichtung 

erfüllt. 
0 Wir nehmen die Anträge der Unter- 
nehmen und die Anträge der Physika- 
lisch-Technischen Bundesanstalt 
selbstverständlich entgegen und wer- 
den diese Anträge sorgfältig, so w.e es 
die Verantwortung unseren Burgern ge- 
genüber gebietet, aber auch zugig prü- 
fen Wir haben die Anträge entgegenge- 
nommen; die Prüfung ist in vollem Gan- 

ge. 
O In Anbetracht der Neuartigkeit die- 
ser Anlage - das Endlager ist ja in der 
ganzen Welt noch nirgendwo erprobt, 
die Wiederaufbereitungsanlage ware die 
erste Anlage dieser Größenordnung in 
der Bundesrepublik Deutschland — 
wollen wir erst eine Konzeptgenehmi- 
qung für das Ganze geben, ehe wir in 
den Prozeß der einzelnen Teilgenehmi- 

gungen eintreten. 

Dieses Konzept ist damals von der Bun- 
desregierung nicht mit Kritik aufgenom- 
men worden, sondern mit Erleichte- 
rung Dieses Konzept ist dann in der 
Folgezeit in zwei Punkten präzisiert 
worden. Erstens haben wir gemeinsam, 

Bund und Länder, erkannt und uns 
schnell darauf verständigt, daß in jedem 
Fall Zwischenlager für die abgebrann- 
ten Brennelemente nötig sind, im übri- 
gen mit der Folge, daß, wenn wir dieses 
Zwischenlager haben, es völlig gleich- 
gültig ist, ob die für fünf Jahre, für zehn 
Jahre oder für zwanzig Jahre gebraucht 
werden. Mit anderen Worten: Wir kom- 
men hier aus jeglichem Zeitdruck her- 

aus. 

Und wir haben eine zweite 
Präzisierung vorgenommen, für die 
die Bundesregierung die Unterstüt- 
zung sämtlicher unionsregierten oder 
von der CDU und der FDP geführten 
Länder, nicht aber die Zustimmung 
aller sozialdemokratisch regierten 
Länder, gefunden hat. 

Es  handelt  sich   um  die entscheidend 
wichtige   Definition   der   Entsorgungs- 
koppelung.   Die   Bundesregierung   hat 
mit   unserer   Zustimmung   gesagt,   da» 
weitere   Baugenehmigungen   für   Kern- 
kraftwerke erteilt werden können, wenn 
drei Voraussetzungen erfüllt sind: 

Ausweisung eines Standorts für die 
Entsorgungsanlage; Antrag der Unter- 
nehmen für die Errichtung de' 
Entsorgungsanlage; positive Gutachten 
der Reaktorsicherheitskommission unO 
der Strahlenschutzkommission. 

Die niedersächsische Landesregie- 
rung hat alle Verpflichtungen, die sie 
der Bundesregierung gegenüber 
übernommen hat, voll erfüllt. 

Seit wenigen Tagen sind auch alle d<# 
eben zitierten Voraussetzungen voll e 
füllt. Mit anderen Worten: Nach diesen 
Konzept kann morgen weitergebaut un 
können weitere Baugenehmigungen e 

teilt werden. 
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TERRORISMUS 

Niemand sollte in 
seinen Irrtümern verharren 
In der Debatte des Bundestages 
zu Themen der inneren Sicherheit 
der Bundesrepublik Deutschland 
erklärt der stellvertretende Vor- 
sitzende der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Alfred Dregger, u. a. 
folgendes: 

^ ie Koalition hat sich wegen völliger 
^^ Fehleinschätzung der Lage ja bis- 
her nahezu allen Initiativen der Opposi- 
tion widersetzt. Das von allen Parteien 
eingebrachte Kontaktsperrengesetz 
konnte mit den Stimmen der Regie- 
rungskoalition nicht verabschiedet wer- 
den. Es verdankt seine Verabschiedung 
der Opposition. 

Wie wird das in Zukunft sein? 
Werden unsere gesetzgeberischen 
Initiativen weiterhin dem Fallbeil der 
Mehrheit zum Opfer fallen? Wird die 
Bundesregierung ihre Gesetzentwür- 
fe an dem ausrichten, was sie selbst 
sachlich für erforderlich hält oder an 
dem, was die von Herrn Wehner so 
scharf, aber erfolglos gerügten 
Fraktionsabweichler zuzulassen be- 
reit sind? 

^as würde bedeuten, daß weder die 
stärkste Fraktion noch die Mehrheit der 
^egierungsfraktionen, sondern einige 
Wenige Abgeordnete, die sich am linke- 
ren Rand ihrer Fraktion aufhalten, die 
Gesetzgebung der Bundesrepublik 
Deutschland bestimmen könnten. Das 
^äre   die   Herrschaft   einer   Minderheit 

über die Mehrheit auf einem Felde, auf 
dem das besonders unerträglich wäre. 

Wir fordern insbesondere folgende Ge- 
setzesänderungen : 

0 Die richterliche Überwachung der Ge- 
spräche von Verteidigern mit inhaftier- 
ten Mandanten, die des Terrorismus 
verdächtig sind, muß ermöglicht werden. 

0 Es muß auch bei erstmaliger Verur- 
teilung wegen terroristischer Straftaten 
möglich sein, die Sicherungsverwah- 
rung der Verurteilten für die Zeit nach 
der Verbüßung  der  Strafe anzuordnen. 

&  Die  Strafaussetzung zur  Bewährung 
muß bei bestimmten schweren, gegen 
Leib und Leben gerichteten Verbrechen 
eingeschränkt werden. 

O Damit Strafverfahren rascher und 
wirksamer zu Ende geführt werden kön- 
nen, müssen die dafür erforderlichen 
und rechtsstaatlich möglichen Rechts- 
änderungen durchgeführt werden. 

0 Notwendig sind wirksamere Straf- 
bestimmungen gegen die Propagierung 
von Gewalt. 

0 Die Aufklärung von Bandenkrimina- 
lität sollte durch Einführung des Kron- 
zeugen erleichtert werden. 

0 Die Bestimmungen über die 
Zwangsernährung sollten neu geregelt 
werden. 

0 Rahmenregelungen für das Melde- 
wesen sind notwendig. Ein Gesetz über 
die Aufgaben  und Befugnisse der Poli- 
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zei sollte bundeseinheitlich verabschie- 
det werden. Inhaltlich geht es dabei vor 
allem um klare Eingriffsbefugnisse der 
Polizei, zum Beispiel bei der Einrich- 
tung von Kontrollstellen und bei Identi- 
tätskontrollen. 

Notwendig ist ferner eine klare Rege- 
lung für den sogenannten gezielten 
Schuß mit möglicher Todesfolge, um 
die jetzige Unsicherheit für Polizeibe- 
amte zu beseitigen. Dabei sollten wir 
bedenken, daß unsere Polizei terroristi- 
schen Gegnern gegenübersteht, die 
-ich durch Brutalität, durch hervorra- 
gende Bewaffnung und Ausbildung so- 
wie durch blitzschnelles Handeln aus- 
zeichnen. Auch wir sind dafür verant- 
wortlich, daß unsere Polizeibeamte eine 
Überlebenschance haben und nicht zur 
wehrlosen Zielscheibe werden. 

Ein Wort zu den geistigen und 
politischen Ursachen des Terrorismus 
in der Bundesrepublik Deutschland. Wir 
haben in den letzten Wochen erlebt, 
daß nicht wenige Prominente nichts 
mehr wissen wollen von dem, was sie 
noch bis in die Gegenwart hin zu 
diesem Problem geäußert hatten. 

Gewiß darf es keine Hexenjagd auf so- 
genannte kritische Intellektuelle geben. 
Aber wir können diese kritischen Intel- 
lektuellen auch nicht in den Stand einer 
Priesterkaste erheben, die für sich das 
Recht zur Kritik in Anspruch nimmt, 
Kritik an sich selbst aber mit großer 
Entrüstung zurückweist. 

Auch unsere Dichterfürsten sollten be- 
greifen, daß unser Respekt ihren litera- 
rischen Leistungen gilt, nicht aber not- 
wendigerweise dem, was sie politisch 
zum besten geben. Auf dem Felde der 
Politik sind sie keine Majestäten, son- 
dern Menschen wie wir, wie wir Arbei- 
ter, Unternehmer, Angestellte und Be- 
amte. Hier sollten sie sich daher wie wir 

der  Kritik stellen.   Privilegien   kann  es 
hier nicht geben, allenfalls ein Mehr an 
Verantwortung für diejenigen, die über 
mehr Einfluß verfügen als andere. 

Nicht Intellektuellenhatz also, sondern 
Bereitschaft zur Kritik und zur 
Selbstkritik ist notwendig. Wer sich in 
der Vergangenheit besonders geirrt 
hat, sollte das selbst sagen, um auf 
diese Weise ein Signal zur Umkehr zu 
setzen. Niemand könnte ihm den 
Respekt versagen. Was für Dichter 
und Wissenschaftler gilt, gilt erst 
recht für Politiker und Publizisten. 
Wir haben nicht die Absicht, 
jemanden an den Pranger zu stellen. 

Jeder hat das  Recht  auf  Irrtum,  aber 
niemand sollte in seinen Irrtümern ver- 
harren, wenn seine Fehleinschätzungen 
sichtbar werden; zumindest hat er kei- 
nen Anspruch darauf, daß andere nicht 
darüber reden. Nicht um der Verurtei- 
lung von Vergangenem willen, sondern 
um aus Fehlern für die Zukunft zu ler- 
nen, muß die Vergangenheit kritisch ge- 
würdigt werden. 
Wer Spuren verwischt, indem er sagt, 
alle seien schuld, der sagt im Ergebnis, 
keiner sei schuld — und macht damit 
eine Bekämpfung der geistigen und po- 
litischen Ursachen des Terrorismus un- 
möglich. 

Extremist verlor 
in Karlsruhe 
Der Staat ist nicht verpflichtet, Perso- 
nen auszubilden, deren Ziel die Zerstö- 
rung der Verfassungsordnung ist. Mit 
dieser Begründung hat das Bundesver- 
fassungsgericht (BVG) ein Hamburger 
Urteil gebilligt, das einem Juristen den 
Zugang zum Vorbereitungsdienst ver- 
weigerte (AZ: 2 BVL 10/75 vom 5. Okto- 
ber 1977). 
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Stammheim gibt keinen Anlaß 
für böswillige Legendenbildung 
Die Landesregierung von Baden- 
Württemberg verharmlost nichts 
und vertuscht nichts. Sie unternimmt 
vielmehr alles, um die Vorgänge 
gründlich und rückhaltlos auf- 
zuklären. Unser gemeinsames 
Interesse an der Bekämpfung des 
Terrorismus verlangt eine lücken- 
lose Aufklärung, stellte Minister- 
präsident Hans Filbinger noch 
einmal vor dem Bundestag klar. 

Die Ermittlungen von Staatsanwalt- 
schaft und Polizei sind ohne Ver- 

zug aufgenommen worden, sie gehen 
mit gleicher Anstrengung weiter. 
Gleichwohl ist es möglich, schon heute 
einige wesentliche Feststellungen zu 
treffen. Ich möchte die wichtigsten die- 
ser Tatsachen und Erkenntnisse nen- 
nen. Sie sind geeignet, dem vorschnel- 
len Urteil und der unüberlegten, ja 
manchmal böswilligen Legendenbil- 
dung den Boden zu entziehen. 

Es kann keinen ernsthaften Zweifel 
mehr daran geben, daß die Gefan- 
genen Baader, Ensslin und Raspe 
Selbstmord unternommen haben und 
daß die Gefangene Möller einen 
Selbstmordversuch begangen hat. 
An der Leichenschau und Leichen- 
öffnung waren fünf namhafte Ge- 
richtsmediziner aus dem Inland und 
Ausland beteiligt. Nach ihrem über- 
einstimmenden Urteil gibt es keine 
Anhaltspunkte, die gegen einen 
Selbstmord der Gefangenen 
sprechen. 

^rn Nachmittag des 5. September die- 
ses  Jahres  ist  Hanns-Martin   Schleyer 

entführt worden. Noch in dieser Nacht 
zum 6. September hat das Justizmini- 
sterium von Baden-Württemberg den 
Leiter der Haftanstalt Stuttgart-Stamm- 
heim angewiesen, jeglichen Kontakt der 
terroristischen Gewalttäter mit der 
Außenwelt und untereinander zu unter- 
binden. 

Diese Kontaktsperre ist auf die Not- 
standsregelung in § 34 des Strafgesetz- 
buches gestützt worden. Am 6. Septem- 
ber hat der zuständige Strafsenat des 
Oberlandesgerichts Stuttgart den Ver- 
teidigerverkehr von der Kontaktsperre 
ausgenommen. So konnte am Nachmit- 
tag dieses 6. Septembers jeweils ein 
Anwalt die Gefangenen Baader und 
Ensslin besuchen. Daraufhin hat der 
Justizminister am Morgen des 7. Sep- 
tembers, also fast vier Wochen vor In- 
krafttreten des Kontaktsperrengesetzes, 
angeordnet, erneut angeordnet, auch 
Verteidigerkontakte, ungeachtet des 
OLG-Beschlusses, zu unterbinden. 

Von diesem Zeitpunkt an ist die 
Kontaktsperre bis zum Selbstmord 
bzw. zum Selbstmordversuch der 
Gefangenen lückenlos durchgehalten 
worden. Für die hier in Bonn 
geäußerte Vermutung, daß Waffen 
und Gegenstände wegen unzuläng- 
licher Anwendung dieses Kontakt- 
sperrengesetzes in Zellen gelangt 
sein könnten, gibt es nicht den 
geringsten Anhaltspunkt. Alles deutet 
vielmehr darauf hin, daß die im 
Zellenbereich der Terroristen ge- 
fundenen Waffen bereits vor dem 
7. September 1977 in die Anstalt 
verbracht worden sind. 
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Der Leiter der Vollzugsanstalt ist schon 
vor der Entführung von Hanns-Martin 
Schleyer angewiesen worden, bei der 
Durchsuchung der Hafträume terrori- 
stischer Gewalttäter besonders sorgfäl- 
tig zu verfahren und die Kontrollen in 
kürzeren Zeitabständen als üblich 
durchzuführen. In den letzten zehn Ta- 
gen vor dem Selbstmord der Inhaftier- 
ten ist die Zelle von Baader neunmal 
und die von Raspe zehnmal untersucht 
worden. 

Ich frage mich, ob all diejenigen, die 
hier vorschnell an Versäumnisse und 
fehlende Sorgfalt denken, sich ein 
Bild von dem außerordentlich 
raffinierten Vorgehen der Terroristen 
machen können. 

Die Verstecke waren so geschickt an- 
gelegt, daß sie selbst von einer Vielzahl 
hochqualifizierter Spezialisten erst 
nach tagelanger intensiver Suche ent- 
deckt worden sind, und dazu mußten 
sämtliche Fußleisten und Türfüllungen 
herausgenommen, Waschbecken und 
Zelleninventar zerstört sowie die ver- 
gipsten Wände aufgeschlagen werden. 
Das ist natürlich nicht das Maß der 
normalen Untersuchung, die vorher ge- 
boten gewesen war. 

Es gibt noch keine klare Antwort auf 
die Frage, wie die aufgefundenen Ge- 
genstände, insbesondere die zur 
Selbsttötung verwendeten Waffen in die 
Haftanstalt eingeschleust werden konn- 
ten. Hier drängt sich die Vermutung auf, 
daß diese Geräte trotz aller Kontrollen 
von den Verteidigern eingeschleust 
worden sind. Zumindest läßt sich diese 
Möglichkeit nicht ausschließen. 

Gudrun Ensslin hat allein an einem 
Tag 43 Besuche gehabt. Auch das 
gibt ein Bild von dem Ausmaß der 
Anforderungen an das Personal. Es 
gab in den letzten drei Jahren bis 

zur Kontaktsperre am 7. September 
2 210 Verteidigerbesuche bei den 
inkriminierten Angeklagten, eine 
unvorstellbar hohe Zahl. Und selbst- 
verständlich haben diese Anwälte nie 
gezögert, gegen die körperliche 
Durchsuchung fehement zu pro- 
testieren und sie als polizeistaatliche 
Praxis zu diffamieren. 

Ich erinnere an das im Inland und Aus- 
land umgehende Gerede — und nicht 
nur Gerede, sondern Vorwürfe — von 
der   Isolationsfolter,   von   der   Vernich- 
tungshaft, von der langsamen und all- 
mählichen  Hinrichtung. Jetzt frage ich 
jeden, der heute den ersten Stein wer- 
fen  will, was er damals getan  hat,  um 
diese  haltlosen  Vorwürfe zurückzuwei- 
sen. 
In der vergangenen Woche hat der Herr 
Bundeskanzler an dieser Stelle gesagt, 
die Vorgänge in Stuttgart-Stammheim 
dürften unseren klaren Blick in die Zu- 
kunft nicht vernebeln. Als erstes gelte 
es, die Erfahrung praktischer Solidarität 
im Handeln der Verantwortlichen für 
kommende Bewährungsproben leben- 
dig zu halten. Dem stimme ich voll und 
ganz zu. Indes scheint mir, der Herr 
Bundeskanzler habe eine Bewährungs- 
probe selbst schon am Tage danach 
nicht bestanden. 

Der Versuch des SPD-Präsidiums, 
die baden-württembergische Landes- 
regierung dafür verantwortlich zu 
machen, daß sich der Bundes- 
kanzler im Ausland als Mörder 
bezeichnen lassen müsse, grenzt — 
ich habe keinen anderen Ausdruck 
dafür — an Infamie. Im gleichen 
Atemzug — man muß diese Ver- 
lautbarung genau lesen — warnt die 
SPD vor der Polarisierung auf dem 
Felde der inneren Sicherheit. Ich 
stelle die Frage: Was ist Pharisäer- 
tum und was ist Heuchelei? 
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AFRIKA 

Entwicklungshilfe muß wirklich 
dem Frieden dienen 
Wir haben die Bundesregierung in 
unserer Großen Anfrage gefragt, 
mit welchem Konzept sie dem 
Problem der Ungleichheit, vor dem 
wir immer stehen werden, die 
Schärfe nehmen will. Eine zu- 
friedenstellende Antwort haben wir 
nicht erhalten. Die Bundesregierung 
besitzt weder den Mut noch die 
Fähigkeit, gegenüber der weltweit 
verbreiteten Ideologie der Gleich- 
macherei, die auch die Ent- 
wicklungspolitik erfaßt hat, eine 
offensive geistige Auseinander- 
setzung zu führen. 

Dies stellte der entwicklungspoliti- 
sche Sprecher der Fraktion, Jürgen 

Todenhöfer, in der Bundestagsdebatte 
fest- Die CDU/CSU, fuhr er fort, lehnt 
die Forderung ab, für alle Menschen 
und Länder ein egalitäres Wohlstands- 
niveau zu schaffen. Das Ziel unserer 
Entwicklungspolitik ist Chancengerech- 
tigkeit — aber nicht Gleichheit. 

Wir treten dafür ein, den Armen die 
Chance zu sichern, reicher zu werden, 
ohne daß dadurch die Reichen ärmer 
werden müssen. Wir überlassen es den 
dogmatischen Marxisten, den allgemei- 
nen Wohlstand der Menschheit dadurch 
herbeiführen zu wollen, daß man ihn auf 
einer Stufe nivelliert, die dem Fähigen 
und Strebsamen jeden Anreiz zur Lei- 
stungssteigerung nimmt. 

Wir bedauern, daß die Linke 
innerhalb der SPD sich ausgerechnet 
die Entwicklungspolitik als das 
Experimentierfeld für ihre sozialisti- 
schen Theorien ausgesucht hat. Mit 
dem Marxismus, der Sumpfblüte des 
Nihilismus, sind die Probleme der 
Dritten Welt nicht zu lösen. 

Auch wir wissen natürlich, daß die Bun- 
desrepublik allein keine umfassende 
Gegenstrategie gegen das sowjetische 
und kommunistische Vordringen in der 
Dritten Welt entwickeln und realisieren 
kann. Aber das, was die Bundesregie- 
rung hier als Strategie anbietet, ist in 
jeder Beziehung ungenügend und teil- 
weise unglaubwürdig. 

Die CDU/CSU vertritt für den engeren 
Bereich der deutschen Entwicklungshil- 
fe die Auffassung, daß Entwicklungshil- 
fe nur dann geleistet werden darf, wenn 
eine wirkungsvolle partnerschaftliche 
Zusammenarbeit möglich und politisch 
vertretbar ist. Das aber ist höchst pro- 
blematisch. 

Unter Beachtung der allgemeinen 
entwicklungspolitischen Kriterien 
muß die wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit mit den Ländern, die sich 
aufgrund ihrer positiven außenpoliti- 
schen Haltung und wegen ihrer 
Bedeutung für die internationale 
Stabilität besonders als Partner 
anbieten, endlich verstärkt werden. 
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Wir müssen unsere Freunde in der 
Dritten Welt stärker als bisher 
unterstützen... 

Es sollte eigentlich in diesem Hause 
unumstritten sein, daß die deutsche Po- 
litik im südlichen Afrika ausschließlich 
friedliche Lösungen anstreben und för- 
dern darf. Die Bundesregierung muß 
die deutsche Entwicklungshilfe endlich 
wieder aus der Grauzone der Gewalt 
herausführen. Die CDU/CSU sagt auch 
heute ein klares Ja zur Entwicklungshil- 
fe. Aber diese Entwicklungshilfe muß 
wirksamer sein, sie muß ehrlicher sein 
und sie muß endlich wirklich dem Frie- 
den dienen. 

Franz Josef Strauß sagte in der 
Debatte u. a.: 

Der Begriff „Staat" ist in Afrika sehr 
problematisch. Der Begriff „Volk" ist 
noch problematischer. Die Wirklichkeit 
besteht häufig aus den Stämmen als der 
realen Gruppierungsmöglichkeit. 

Der  heutige  Zustand  ist  ohne  Zweifel 
durch  mangelnde  Vorsorge  der  Kolo- 
nialmächte, durch  eine plötzliche  Ent- 
lassung in die Freiheit bedingt, für die 
man keine Vorsorge getroffen hat. Die 
Verantwortungsflucht     der     Kolonial- 
mächte — einerseits unter dem Druck 
Moskaus, andererseits unter der Hilfe- 
stellung  Amerikas  zustandegekommen 
— ist weitgehend schuld an dem Leid, 
das heute in Afrika schwarze und weiße 
Menschen trifft. 

Dazu kam als erschwerendes 
Moment die Einbeziehung Afrikas in 
eine weltweit operierende Strategie 
Moskaus. Man darf bei allen diesen 
Begriffen, Ideen, Denkansätzen, 
humanitären, kosmopolitischen, phi- 
lanthropischen Äußerungen, über die 
ich mich in keiner Weise lächerlich 

machen will, nicht übersehen, daß in 
Afrika ein knallhartes Pokerspiel um 
weltpolitische Machtverteilung statt- 
findet, ein knallhartes Spiel. 

Im Zusammenhang zu den Vorgängen 
in Mogadishu ist das Märchen aufge- 
baut worden, daß der Antrag der CDU/ 
CSU, dieser oder jener somalischen 
Regierung die Entwicklungshilfe zu 
streichen, die gute Lösung von Moga- 
dishu glatt verhindert hätte. Sie haben 
keine Ahnung von den Vorgängen, die 
sich da unten im Laufe der letzten Mo- 
nate abgespielt haben. Die ganze Frage 
Somalia gehört in den Gesamtbereich 
der Strategie „Kampf um das afrikani- 
sche Horn". 

Hier hat die Sowjetunion seit langer 
Zeit versucht, Fuß zu fassen. Ihr ist es 
zuerst in Somalia gelungen. Fragen Sie 
frühere Verteidigungsminister wie Herrn 
von Hassel, wie Herrn Schröder. Ich 
nehme an, daß Sie auch Herrn Schmidt 
und Herrn Leber hiernach fragen kön' 
nen, die dieses Problem aus zahlrei' 
chen NATO-Konferenzen oder Geheim- 
besprechungen sehr genau kennen 
müssen. Dann kam etwas hinzu, närfl' 
lieh die Revolution in Äthiopien. 

Beide Länder haben Waffenlieferungen 
bedeutenden Umfangs aus der Sowjet' 
union erhalten. Die Sowjetunion befand 
sich vor der unangenehmen Tatsache' 
daß russische Waffen gegen russisch« 
Waffen standen, Somalis mit russischen 
Waffen gegen Äthiopier, die ebenfal'5 

mit russischen Waffen gekämpft haben 

Hier mußte die Sowjetunion 
sicherlich einmal eine unangenehme 
Lehre einstecken- Aber sie wird doch 
nicht glauben, daß das für sie das 
Ende ihrer Strategie in Afrika 
bedeutet. 
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KOALITION 

Bahr kniff 
Unter    dem    Titel    „Streitfall    —    Die 
Schuld am Terrorismus" war für Don- 
nerstagabend (27. Oktober), 21.15 Uhr, 
im   ZDF   ein   Streitgespräch   zwischen 
dem Generalsekretär der CDU, Heiner 
Geißler,     und    dem     SPD-Bundesge- 
schäftsführer  Egon   Bahr  vorgesehen. 
Wenige Stunden vor der Sendung  hat 
Bahr seine Teilnahme abgesagt, ohne 
der CDU seine Gründe zu nennen. Dies 
ist ein erstaunlicher Vorgang. Der Vor- 
schlag, einen Disput zwischen zwei Po- 
litikern der CDU und der SPD über das 
Terroristen-Problem  führen  zu  lassen, 
kam  vom   ZDF.   Heiner  Geißler  stellte 
sich  dafür  sofort  zur  Verfügung.  Der 
SPD-Bundesgeschäftsführer gab  eben- 
falls seine Zusage. In den Tageszeitun- 
gen war das Fernsehstreitgespräch zwi- 
schen Geißler und Egon Bahr angekün- 
digt worden. Donnerstag vormittag teil- 
te      der      SPD-Bundesgeschäftsführer 
plötzlich mit, er werde nicht kommen. 
Mit diesem peinlichen Umfall hat Egon 
ßahr mehr als nur miserablen Stil be- 
wiesen. Offenbar war ihm die Auseinan- 
dersetzung über dieses Thema mit Hei- 
ner Geißler vor einem Millionen-Publi- 
kum äußerst unangenehm. Vor kurzem 
nahm Egon Bahr den Mund noch recht 
voll, als er meinte, er möchte den CDU- 
öeneralsekretär überhaupt einmal ken- 
nenlernen. Wo er Gelegenheit dazu hat- 
te,  kniff der SPD-Bundesgeschäftsfüh- 
rer. 

Schmidt im „Abseits" 
pranz Josef Strauß hat Bundeskanzler 
^elmut Schmidt vorgeworfen,  er habe 

mit seiner massiven Kritik an den For- 
schungsinstituten versucht, „durch un- 
sachliche Angriffe die Wissenschaftler 
einzuschüchtern". Strauß: „Bei aller 
Skepsis vor Prognosen; durch seine 
Entgleisung hat sich der Kanzler selbst 
ins Abseits gestellt." Noch weniger treff- 
sicher als die Vorhersagen der Sach- 
verständigen seien die falschen Vor- 
hersagen des Bundeskanzlers selbst 
gewesen. Schmidt versuche abzulenken 
und die Wirtschaft mit neuen falschen 
Versprechungen gesund zu beten. Statt 
dessen sollte sich der Kanzler endlich 
mit den von den Sachverständigen auf- 
gezeigten Mißständen auseinanderset- 
zen und vor allem für einen klaren 
marktwirtschaftlichen Kurs seiner Re- 
gierung und in seiner Partei sorgen- 

Kritik an Ausschlußantrag 
Den Antrag des FDP-Parteivorstands 
auf Ausschluß von fünf Berliner Jungde- 
mokraten hat Judo-Chef Christoph 
Strässer heftig kritisiert. Der Beschluß 
der FDP-Führung bedeute einen schwe- 
ren Schlag gegen alle Versuche, die 
geistige Auseinandersetzung mit den 
Ursachen des Terrorismus zu führen. 
Auch trage die Maßnahme nicht dazu 
bei, die Glaubwürdigkeit der FDP zu 
erhöhen. Der Antrag auf Parteiaus- 
schluß der Berliner Jungdemokraten 
bezieht sich auf ihren Nachdruck des 
umstrittenen „Buback-Nachrufs". 

Steuergelder für 
Verfassungsfeinde 
Ein Antrag der CDU/CSU-Fraktion, dem 
kommunistisch unterwanderten Bun- 
desvorstand der Naturfreundejugend 
Deutschlands (NFJD) aus dem Bundes- 
haushalt die Fördermittel zu streichen, 
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WIR. FORDERN 
LIBERALISIERUNG 

STRAFVOLLZUGS/ 

IN STAMMHEIM 
FEHLTE PIE 

DRAKONISCHE 
STRENGE/ 

Vorher Nachher 
Zeichnung: Hicks/aus DIE WELT v. 25. 10. 1977 

wurde jetzt bei der Haushaltsberatung 
im Ausschuß von der Koalition ebenso 
unter den Tisch gewischt wie der An- 
trag, dem linksorientierten Magazin des 
Landjugendringes Berlin „Blickpunkt" 
künftig das Geld des deutschen Steuer- 
zahlers zu entziehen. Damit steht fest, 
wie MdB Michael Glos feststellt, daß die 
zahlreichen Erklärungen dieser Tage, 
die angesichts der furchtbaren Ereig- 
nisse ständig die Solidarität der Demo- 
kraten beinhalten, bloße Lippenbekennt- 
nisse sind. Die in der Vergangenheit 
schon unangenehm aufgefallene Links- 
postille „Blickpunkt" hat z. B. in ihrer 
letzten Ausgabe für das sogenannte 
„Russel-Tribunal" gegen die angeblich 
politische Unterdrückung in der Bun- 
desrepublik Deutschland geworben und 
einem Spendenaufruf für die Finanzie- 
rung dieses Spektakulums veröffent- 

licht. 

Anstiftung zum Klassenkampf 
Kultusminister Jürgen Girgensohn 
nimmt nach Auffassung des stellvertre- 
tenden Landesvorsitzenden der Junge*1 

Union Rheinland und MdB Heinz-Jür- 
gen Prangenberg, „Anstiftung züj 
Klassenkampf zumindest duldend hin'- 
Im „Rheinland-Union-Dienst" kritisierte 
der Abgeordnete Passagen in dem von 
Girgensohn genehmigten Deutschbucf1 

„Drucksachen c9", die sich mit dem 
Wohnungsbau befassen. Unter änderet 
würden dort „niedrige" Mieten der DDP 
in einem völlig unpassenden Vergleich 
denen der Bundesrepublik — in der di0 

„Bereitstellung von Wohnraum ein6 

Frage der Rendite" sei — gegenüber- 
gestellt. Prangenberg: „Dieses Schul' 
buch hat in seiner Einseitigkeit au 

Schulbänken und in Schulmappe 
nichts verloren. Minister Girgenso^ 
sollte die Genehmigung zurückziehen- 
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Gemeine Hetze 
als „Kunst" getarnt 
Seit Jahren führen linke Agitatoren und 
Propagandisten unter der Tarnbezeich- 
n*Jng „Kunst" ihren Kampf zur Diffamie- 
rung von CDU und CSU und ihre füh- 
renden Repräsentanten. So war es kein 
Wunder, daß der Heidelberger SPD- 
Graphiker Klaus Staeck die Gelegen- 
heit der Kasseler „documenta 6" miß- 
brauchte und dort an einem offiziellen 
Ausstellungsstand wiederum den CSU- 
Vorsitzenden Franz Josef Strauß als 
b|utverschmierten Metzger unter der 
überschrift „Entmannt als Wüstlinge" 
J^rächtlich machte und die CDU als 
^ing-Kong-Ungeheuer den Besuchern 
^m Kauf anbot. Der Gipfel politischer 
^etze und Agitation fand „am Rande" 
der „documenta 6" statt. Auf dem Platz 
v°r dem Kasseler Staatstheater präsen- 

'erte   die   rotchilenische   Malerbrigade 
ablo Neruda „chilenische Wandmale- 

rei" und am dazugehörigen Informa- 
'orisstand wurde eine sogenannte 
^ünstlerpostkarte vertrieben, die der 
8erliner „Künstler" Ernst Volland her- 
stellte und die einen Straßenkehrer 
e'gt, der den Kopf des Arbeitgeberprä- 

S|denten Hanns-Martin Schleyer zusam- 
men mit den Emblemen großer Firmen 
"a|s Kehricht unter den grünen Rasen" 

ehrt. Das „Kunstwerk" trägt die Be- 
lohnung „Müll" und beweist, wes Gei- 
es Kind diejenigen sind, die unter 
err> Eindruck marxistischen Terrors 
°d angesichts des Mordes an Hanns- 
artin Schleyer eine derartige politi- 

Cne Hetze betreiben. 

J'eniger Frauen 
a
Uf dem Hamburger SPD-Parteitag wer- 

s
6n die Frauen schwächer vertreten 
y'n   als   bei   dem   Parteitag   1975   in 
lannh«;• A.._       _i_ 

, 

ar,nheim.   Aus   einer    Übersicht   des 
lch-Ollenhauer-Hauses    geht    hervor, 

daß von den 400 Delegierten, die die 
Bezirke zum SPD-Bundesparteitag ent- 
senden, nur 33 weiblich sind. Dies ent- 
spricht einem Frauenanteil von 8,25 
Prozent, während beim Mannheimer 
Parteitag 1975 immerhin 9,25 Prozent 
der Delegierten (37 Personen) Frauen 
waren. 

Von der FDP im Stich gelassen 
Die regierende Hamburger SPD ist bei 
der zweiten Lesung über den Wahlter- 
min für ein neues Parlament wiederum 
von ihrem Koalitionspartner FDP im 
Stich gelassen worden. Wie bereits vor 
einigen Tagen, stimmte die FDP zusam- 
men mit der CDU-Opposition darin 
überein, daß die kommende Wahl am 
23. April nächsten Jahres stattfinden 
soll. Die SPD unterlag mit ihrem Vor- 
schlag für den 4. Juni. Sie will jetzt das 
Verfassungsgericht anrufen, wurde an- 
gekündigt. 

Demonstranten fordern 
Bundesverdienstkreuz! 
In einem Brief an Bundespräsident Wal- 
ter Scheel protestierten die Jungsozia- 
listen im Unterbezirk Münster gegen die 
Verleihung des Bundesverdienstkreuzes 
an den Polizeibeamten Wilhelm Lem- 
bert aus Duisburg. Lembert hatte die 
Auszeichnung für die Leitung der Poli- 
zeiaktionen gegen das Kernkraftwerk 
Kaikar erhalten. In ihrem Schreiben ver- 
treten die münsterschen Jungsozialisten 
die Auffassung, daß nicht das Aufgebot 
an Polizei, sondern die Besonnenheit 
und Einsicht der Demonstranten aus- 
schlaggebend für den friedlichen Verlauf 
dieser Demonstration gewesen sei. Sie 
fordern Bundespräsident Scheel des- 
halb auf, auch die Mitglieder des Orga- 
nisationskomitees für die Demonstra- 
tion in Kaikar mit dem Bundesverdienst- 
kreuz auszuzeichnen. 
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• KOOP-SCHULE 

Hier werden Weichen 
für ein kollektives 
Schulsystem gestellt 
In seiner Rede vor dem Plenum des 
nordrhein-westfälischen Landtags 

gegen den Beschluß von SPD und 
FDP, die sogenannten kooperativen 

Schulen einzuführen, erklärte 
Oppositionsführer Heinrich Köppler 

unter anderem: 

Ausgehend von einem gesellschaft- 
lich verfälschten Begriff der Chan- 

cengleichheit kommen SPD und FDP 
zu dem Ergebnis, daß alle Schüler der 
gleichen Ausbildung bedürfen und glei- 
che Abschlüsse erhalten müssen — 
nach Klasse 10 das Abitur I und nach 
der Kollegschule das Abitur II. Da un- 
terschiedliche Anlagen und Begabun- 
gen jedoch natürlich bedingt sind, wer- 
den, um allen Schülern alle Abschlüsse 
zu ermöglichen, die Anforderungen ent- 
sprechend gesenkt. Im kollektivisti- 
schen Bildungssystem entscheidet 
dann nicht mehr die Leistung des ein- 
zelnen über seine Berufs- und Lebens- 
chance, sondern ein Verteilungsappa- 
rat, der Staat. 

Wir wissen, daß die Zuteilung der Chan- 
cen im Leben innerhalb der objektiven 
ökonomisch-wirtschaftlichen Rahmen- 
bedingungen im wesentlichen von El- 
ternhaus und Schule abhängt. Bildung 
ist in diesem Zusammenhang gerade 
von den Bildungspolitikern sozial-libe- 
raler Provinienz in den letzten Jahr- 
zehnten zu einem Wert an sich hochsti- 
lisiert   worden,   von   dem   sowohl   das 

Glück des Menschen, als auch die Fä- 
higkeit seiner Selbstverwirklichung ab- 
hängig sein sollten. 

Wir lernen heute, daß dabei sowohl die 
konkrete Vorbereitung auf das Berufs- 
leben teilweise völlig auf der Strecke 
geblieben ist, die Motivation für das 
Arbeitsleben negativ beeinflußt worden 
ist und die Verweigerung, den wirt- 
schaftlichen Bedarf an Arbeit in die 
Bildungsinhalte mit einzubeziehen, viele 
junge Mitbürger nicht nur ohne Ab- 
schluß und damit unvorbereitet in das 
Beurfsleben entlassen, sondern gerade- 
zu entmutigt einem Arbeitsleben ohne 
Chancen ausgesetzt hat. 

Unser Bildungssystem entbehrt heute 
weitgehend positiv motivierender Ele- 
mente, die die Notwendigkeit von Lei- 
stung und die Orientierung auch am 
Bedarf berücksichtigen. Wir müssen 
deshalb zu einer Neudefinition der 
Funktion unseres Bildungswesens kom- 
men. 

Ich bin ferner der Meinung, daß unsere 
junge Generation durch Bildung und 
Ausbildung befähigt werden muß, die- \ 
sen freiheitlichen Staat und seine Ge- 
sellschaft zu bejahen, sich den zu er- 
wartenden Herausforderungen der 
nächsten Jahrzehnte stellen zu können 
und eine positive Einstellung zu Staat 
und Gesellschaft zu erlernen. 

Dies bedingt ein objektives und mög- 

lichst umfassendes Wissen des einzel- 
nen im Rahmen seiner Fähigkeiten, das 
ihm schließlich erst die Möglichkeil 
gibt, kritisch zu prüfen und abzuwägen. 
Bei uns steht allzuoft am Anfang das 
Erlernen von Kritikfähigkeit und erst 
dann das Vertrautmachen mit der Wirk- 
lichkeit. Hier scheint mir eine Verkeh- 
rung der Reihenfolge dringend geboten. 
(Siehe auch Zitat Seite 20.) 
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• DEUTSCHLANDTAG DER JU 

Einmütiges Bekenntnis 
zur Einheit der Union 
Scharfe Kritik an den bisherigen 
Auseinandersetzungen in den 
Unionsparteien übte der mit großer 
Mehrheit wiedergewählte Bundes- 
vorsitzende der Jungen Union 
Deutschlands, Matthias Wissmann, 
auf dem Deutschlandtag der JU 
am 29./30. Oktober in München. 
Oje Gemeinsamkeit der Unions- 
Parteien dürfte nicht als „Alibi 
für eine Politik des kleinsten gemein- 
samen Nenners" dienen. Die Union 
brauche künftig mehr Sach- und 
Weniger Personalauseinander- 
setzungen. 

|j|it einem Gedenken an die jüngsten 
'»•Opfer des Terrorismus hatte der 
öeutschlandtag begonnen. Die Ausein- 
andersetzung mit dem Terrorismus be- 
schäftigte immer wieder die Delegierten 
Und Gäste. Noch nie hatte es auf einem 
Kongreß der Jungen Union so viele 
Prominente Gäste aus CDU und CSU 
9egeben wie in München. Erstmals seit 
elf Jahren hielt Franz Josef Strauß auf 
einem Kongreß der Jungen Union wie- 
der eine Rede. Sein ,,Grußwort" geriet 
2U einem über einstündigen Vortrag, in 
aem er sich mit den jüngsten Terrori- 
stenvorgängen und mit der Strategie 
%r Union befaßte. Er warnte davor, auf 
eine absolute Mehrheit bei der näch- 
sten Bundestagswahl zu hoffen. Strauß: 
•Das ist doch russisches Roulette. Statt 
^ssen müsse die Union in den näch- 

sten Monaten alles daransetzen, die Re- 
gierungsparteien aufzubrechen." 

Gerold Tandler. der Generalsekretär 
der CSU, bekam in seinem Grußwort 
starken Beifall, als er sagte, die Junge 
Union sei ..die Klammer der Union — 
und das ist gut so". Pfiffe und Buhrufe 
erntete er jedoch für seine Auffassung, 
er halte den Trennungsbeschluß von 
Kreuth nach wie vor für richtig. 

Helmut Kohl appellierte in einer ein- 
stündigen Rede an die Einheit der 
Union und rief zu einer gemeinsamen 
Darstellung der politischen Alternativen 
auf. Der Parteivorsitzende äußerte die 
Hoffnung, daß ..zwölf Monate nach 
Kreuth wir allesamt dazugelernt ha- 
ben". Helmut Kohl dankte dem Vor- 
stand der Jungen Union für dessen Ein- 
satz um die Einheit der Union. Der 
Bundesregierung warf er vor, „keiner 
der wesentlichen Aufgaben gewachsen 
zu sein". Die Bundesregierung zeichne 
sich nur noch durch perspektivloses 
Krisenmanagement aus und sei jeder- 
zeit durch die Linken in den eigenen 
Reihen erpreßbar. 

Einen ..besonderen Einsatz" gerade 
auch der Jungen Union forderte Helmut 
Kohl für die Gruppen in unserer Gesell- 
schaft, die keine Lobby, keine starken 
Verbände, keine Gewerkschaften zum 
Fürsprecher haben, der Generationen- 
vertrag zwischen Alt und Jung müsse 
,,in Gefahr geraten, wenn wir nicht end- 
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lieh handeln", mahnte er die Teilneh- 
mer des Deutschlandtages. 

Ebenso deutlich wie Helmut Kohl 
sprach sich Bundestagspräsident Karl 
Carstens in seinem Grußwort für die 
Einheit der Union aus. Carstens dankte 
der Jungen Union für ihre „Aktion Men- 
schenrechte". Der Kampf um die Men- 
schenrechte müsse stetig weitergeführt 
werden, dies gelte besonders gegen- 
über der DDR. 

Prof. Biedenkopf, stellvertretender Bun- 
desvorsitzender der CDU, befaßte sich 
in seiner Rede hauptsächlich mit einem 
der Sachthemen des diesjährigen 
Deutschlandtages, das Problem der 
„Macht der Verbände" in unserem 
Staat. Ein zentrales Problem der Orga- 
nisationen in der Bundesrepublik sei 
es, daß ihre dienende Funktion zu einer 
bevormundenden Funktion geworden 
sei. Biedenkopf verlangte, das „Kartell 
der organisierten Interessen aufzubre- 
chen und das Prinzip der Unvereinbar- 
keit von Amt und Mandat der Funktions- 
träger auch im Bereich der verschiede- 
nen gesellschaftlichen Funktionen zu 
verwirklichen". 

Von den 320 Delegierten des Deutsch- 
landtages wurde Wissmann zum dritten- 
mal zum Bundesvorsitzenden gewählt, 
Reinhold Booklet aus Bayern und Elmar 
Brok aus Westfalen-Lippe zu seinen 
Stellvertretern. 

Wissmann erklärte, die Jugendorgani- 
sationen von SPD und FDP hätten das 
Vertrauen der jungen Generation völlig 
verloren. Wesensbestandteile ihrer Poli- 
tik seien politische Charakterlosigkeit 
und linkes Sektierertum. Die Junge 
Union Deutschlands mit ihren über 
250 000 Mitgliedern sei der zur Zeit ein- 
zige politische Jugendverband, der in 
allen seinen Differenzierungen eindeu- 
tig   und   unbestritten   auf   dem   Boden 

unserer Verfassung steht und bei aller 
Kritik grundsätzlich ein positives Ver- 
hältnis zu seinen Mutterparteien habe. 

Der Deutschlandtag verabschiedete auf 
der Grundlage des vom Bundesvor- 
stand erarbeiteten Papiers einen Be- 
schluß zu dem Thema „Der Staat und 
die Macht der Verbände". Die Junge 
Union setzt sich dafür ein, ein Überwu- 
chern des Staates durch Verbände zu 
verhindern. Ein von einigen Delegierten 
gefordertes Verbändegesetz fand keine 
Mehrheit. Die Beachtung demokrati- 
scher Spielregeln in den Verbänden 
müsse gefordert werden. Zur Sicherung 
der Freiheit innerhalb der Verbände 
solle das Vereinsrecht im bürgerlichen 
Gesetzbuch fortentwickelt werden. Da- 
mit werde dem Staat zwar keine Einwir- 
kungsmöglichkeit auf die Verbände er- 
öffnet, wohl aber dem einzelnen Mit- 
glied das Klagerecht gegen seinen Ver- 
band und damit eine Handhabe gege- 
ben, die Einhaltung eines Mindestma- 
ßes an Demokratie innerhalb der Ver- 
bände durchzusetzen. 

Mit großer Mehrheit beschlossen die 
Delegierten ein „Spar- und Kreditpro- 
gramm für die mittelständischen Be- 
triebsgründungen", das jungen Men- 
schen den Einstieg in die Selbständig- 
keit erleichtern und die Anzahl mittel- 
ständischer Unternehmen erhöhen soll. 
Auf Beschluß dieses Kongresses wird 
im März nächsten Jahres ein außeror- 
dentlicher Deutschlandtag zum Thema 

„Zukunftschancen der jungen Genera- 
tion" stattfinden. 

In einem Initiativantrag lehnt die Junge 

Union Deutschlands das vorschnelle 
Verbot extremistischer Gruppen ab 
Sollte aber ein Verbotsantrag gestellt 
werden, müsse er alle extremistischen 
Parteien erfassen. 
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INFORMATION 

Vorgezogene Rente für 
Schwerbehinderte 
Der Beschluß der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, einen Gesetzentwurf ein- 
zubringen, nach dem Schwerbehinderte 
bereits mit 60 statt mit 62 Jahren die 
Altersrente beanspruchen können, ist 
zu begrüßen, erklärte Heiner Geißler. 
Dies stellt einen weiteren wichtigen 
Schritt auf dem Wege dar, das vom 
Bundesparteiausschuß der CDU am 
13. Juni 1977 einstimmig gebilligte Pro- 
gramm zur Wiedergewinnung der Voll- 
beschäftigung in die Tat umzusetzen. 
Mit dem Steuerkompromiß im Vermitt- 
lungsausschuß sind bereits weitere 
wichtige Teile des Programms Wirklich- 
keit geworden. Dies betrifft z. B. die 
Ausweitung der öffentlichen Investitio- 
nen, die Steuerentlastungen, die Förde- 
rung der privaten Investitionen. Weitere 
Schritte, das Vollbeschäftigungspro- 
gramm der CDU zu realisieren, werden 
folgen. 

Schlecht verhandelt 
Wenn eine gemeinsame europäische 

Großforschung nicht zur Farce werden 
sollte, dann war die Entscheidung über 
den Standort des Projektes JET über- 
fällig, erklärte der Vorsitzende des Bun- 
desfachausschusses Energie und Um- 
welt, Heinz Riesenhuber. Grundsätzlich 
ist daher die Tatsache der Entschei- 
dung zu begrüßen. Daß die Entschei- 
dung für Culham fiel, zeigt allerdings, 
daß die Bundesregierung dieses wichti- 
ge Projekt mit bedauernswertem Unge- 
schick betrieben hat. Noch im Sommer 
dieses Jahres war in den zuständigen 
europäischen Gremien eine sehr große 

Mehrheit für den Standort Garching. 
Hierzu haben vor allem die überzeugen- 
den Sachargumente beigetragen. Eine 
politisch verantwortliche Verhandlungs- 
strategie, die den Willen zur europäi- 
schen Zusammenarbeit, das Interesse 
der Bundesrepublik Deutschland und 
die Sachargumente angemessen zu- 
sammengefaßt hätte, hat der Bundesre- 
gierung offensichtlich gefehlt. 

Ost-CDU stramm 
auf SED-Linie 
Die Ost-CDU, mit derzeit 115 000 Mit- 
gliedern, hat auf ihrem Parteitag vom 
12. bis 14. Oktober in Dresden deutlich 
gemacht, daß sie nach wie vor „treu zur 
SED" steht. Das Präsidium (vier Mitglie- 
der) und nahezu der gesamte Hauptvor- 
stand (21 Mitglieder) wurden in der jet- 
zigen Besetzung für die nächsten Jahre 
bestätigt. Gerald Götting (54), seit 1966 
an der Spitze der Partei, ist weiterhin 
Vorsitzender. Wolfgang Heyl (56), Max 
Sefrin (63) und der Präsident des Ober- 
sten Gerichts der DDR, Dr. Heinrich 
Toeplitz (63) bleiben wie bisher seine 
Stellvertreter. Heyl, ein geschulter 
Funktionär von hohem Intellekt, gilt als 
der führende Kopf der Parteihierarchie. 
In der Regierung stellt die CDU gegen- 
wärtig den Postminister und zwei Vize- 
minister, außerdem den Stellvertreter 
des Staatssekretärs für Kirchenfragen. 
Ihr Einfluß ist entsprechend gering. 

Sowohl die Rede des Parteivorsitzen- 
den Götting als auch der Parteitagsent- 
schließung ist zu entnehmen, daß man 
zur Politik der SED keine Alternative 
bieten will. Treue zum Sozialismus, 
Freundschaft zur Sowjetunion und den 
Ländern des sozialistischen Blocks, 

„kameradschaftliches Zusammenwirken 
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mit der Partei der Arbeiterklasse" lautet 
die Formel der Ost-CDU. Erstmals be- 
kannte sich die Ost-CDU offen zur „Ju- 
gendweihe" als einem „politischen Be- 
kenntnis zum Sozialismus". Bisher hat- 
te die Partei eine klare Stellungnahme 
zur Jugendweihe stets vermieden. 

Mehr Geld für die 
Gemeinden 
Auf einer Mitgliederversammlung des 
Deutschen Städte- und Gemeindebun- 
des in Bonn befürwortete Helmut Kohl 
eine höhere Beteiligung der Kommunen 
an der Lohn- und Einkommensteuer. 
Helmut Kohl forderte die Bundesregie- 
rung und die Koalitionsfraktionen auf, 
sich der CDU/CSU-Initiative auf Erhö- 
hung des Gemeindeanteils an der Ein- 
kommensteuer von 14 auf 15 Prozent 
anzuschließen. Er sprach sich ferner 
dafür aus. daß Bund und Länder bei 

künftigen Konjunkturprogrammen die 
Mittel in Form von Pauschalbeträgen 
unter  den   Kommunen  verteilen   sollen. 

Schuldenetat höher 
als Verteidigungshaushalt 
Die Verschuldung des Bundes ein- 
schließlich der Folgelasten durch Zin- 
sen und Tilgungen wird zu einer schwe- 
ren Hypothek für die Haushalte der 
kommenden Jahre. Darauf hat der MdB 
Sprung zur Antwort der Bundesregie- 
rung auf eine parlamentarische Anfrage 
der Union über die Entwicklung der 

Bundesschuld in den nächsten Jahren 
hingewiesen. Aus der Antwort der Re- 
gierung geht hervor, daß der aus Til- 
gungen und Zinsleistungen zusammen- 
gesetzte  Schuldendienst   1981   mit  44,3 

Milliarden DM nach den Sozialausga- 
ben zum zweitgrößten Ausgabenblock 
wird. Er liegt damit noch vor den in der 
mittelfristigen Finanzplanung vorgese- 

henen Verteidigungsausgaben (39,5 Mil- 
liarden) und übertrifft den Verkehrsetat 
(26,5 Milliarden) um fast das Doppelte. 
Sprung wirft der Bundesregierung vor, 
sie verschweige die gefährlichen Fol- 
gen der neuen „Schuldenlawine". Wenn 
1981 jede fünfte Mark der Bundesaus- 
gaben vom Schuldendienst aufgezehrt 
werde und nicht mehr für andere Aufga- 
ben des Bundes zur Verfügung stehe, 
sei das ein Beweis dafür, daß kein Weg 

an einer „gründlichen Konsolidierung" 
der Bundesausgaben vorbeiführe. 

RCDS stellt in Düsseldorf 
AStA-Vorsitzenden 
Mit dem Medizinstudenten Rolf Meschig 
ist   erstmals   ein   Vertreter   des   Rings 
Christlich-Demokratischer       Studenten 
(RCDS)    zum    AStA-Vorsitzenden    der 
Universität Düsseldorf gewählt worden- 
Meschig  erhielt   in   einer dramatischen 
Nachtsitzung des 25köpfigen Studenten- 
parlaments    13 Stimmen,   obwohl   der 

RCDS und die mit ihm sympathisieren- 

de Arbeitsgemeinschaft fortschrittlicher 
Studenten   nur über zwölf Sitze verfü- 
gen.   Demnach  muß  ein  Vertreter  der 
Juso-Hochschulgruppen,   des   Liberalen 
Hochschulverbandes,     des     Sozialisti- 
schen  Hochschulbundes oder gar des 
MSB-Spartakus  „umgefallen"  sein,   in- 
zwischen  hat der Juso-Bundessekretär 
Rudolf   Härtung   in   Bonn   erklärt,   der 

RCDS sei für die Jusos nicht koalitions- 
fähig.  Die Jusos würden  m der näch- 
sten AStA-Sitzung ein Mißtrauensvotum 
gegen den Vorsitzenden einbringen. 
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Kampflied gegen Schleyer 
im Schulunterricht 
Weil eine 28jährige Wetzlarer Studien- 
rätin in ihrer Klasse ein Anti-Schleyer- 
Kampflied als „Diskussionsmaterial" an 
ihre 17- bis 19jährigen Schüler verteilte, 
hat das Regierungspräsidium in Darm- 
stadt eine Untersuchung des Vorfalls 
eingeleitet. In dem Kampflied wird der 
ermordete Arbeitgeberpräsident Hanns- 
Martin Schleyer mit seinen Mördern auf 
eine Stufe gestellt. Der Verfasser, der 
Redakteur des linksradikalen Berliner 
„Extra-Dienstes", Martin Buchholz, 
greift auch die Bundesregierung an, die 
„den Restbestand rechtsstaatlicher 
Prinzipien tilgen wolle". 

Fehlende Schallschutz- 
Verordnung 
hemmt den Straßenbau 
Zahlreiche Straßenbauvorhaben kön- 
nen nicht begonnen werden, weil eine 
Schallschutzregelung fehlt. Die Bundes- 
regierung ist nicht bereit, eine klare 
Antwort auf die Frage zu geben, welche 
Straßenbaumaßnahmen der Dringlich- 
keitsstufe I A des Fernstraßenneubau- 
Programms wegen der fehlenden 
Schallschutzverordnung nicht durchge- 
führt bzw. nicht begonnen werden kön- 
nen. Dies teilte der CDU-Bundestagsab- 
geordnete Gerhard Braun mit, der eine 
diesbezügliche Frage in einer Frage- 
stunde des Deutschen Bundestages ge- 
stellt hatte. 

Einheitlicher Notfallausweis 
Einen einheitlichen Notfallausweis für 
die gesamte Bundesrepublik forderte 
die CDU-Fraktion im hessischen Land- 
tag. Der Oppositionsführer im hessi- 
schen Landesparlament, Gottfried Mil- 
de, erklärte dazu, ein solcher einheitli- 
cher Ausweis sollte knappe, präzise und 

sachliche Angaben enthalten, die dem 
Arzt oder auch den Helfern am Unfallort 
sofort verständlich seien. Angesichts 
der erheblich steigenden Unfallgefah- 
ren im Straßenverkehr komme einem 
solchen einheitlichen Notausweis be- 
sondere Bedeutung zu. Milde kritisierte, 
daß gegenwärtig in der Bundesrepublik 
rund 60 verschiedene Notfallausweise 
angeboten würden. 

Die Foigederzu 
komplizierten Steuergesetze 
Der Mittelstandsexperte der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Hansheinz Hauser, 
hat die Bundesregierung aufgefordert, 
zu Klagen der Steuerberater über die 
Arbeit der Finanzämter Stellung zu neh- 
men. Hauser verwies auf eine Umfrage 
der steuerberatenden Berufe, wonach 
bei den Finanzämtern die Zahl fehler- 
hafter Steuerbescheide „unerträglich 
hoch'" geworden sei, die Ämter einen 
Fristendruck ausübten, unberechtigt 
mahnten, kleinlich entschieden, bei 
Stundungen, Vollstreckungen und Straf- 
verfahren zu einer schärferen Gangart 
übergegangen seien und das Recht der 
Steuerbürger auf Gehör „fließbandmä- 
ßig" verletzt werde. 

Nach Ansicht Hausers liegen die Ursa- 
chen dafür in den komplizierten Steuer- 
gesetzen und den immer unübersichtli- 
cheren Vordrucken. Kein mittelständi- 
scher Betrieb und auch kaum noch die 
Lohnsteuerzahler kämen ohne einen 
Steuerberater aus. 

Europäisches Parlament 
Die christdemokratische Fraktion im 
Europäischen Parlament hat sich für 
die Aufnahme der Länder Portugal. 
Spanien und Griechenland in die Euro- 
päische Gemeinschaft (EG) ausgespro- 
chen. 
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Schulkrieg ohne Pause 
Das deutsche Schulwesen braucht im 
Augenblick vor allem Ruhe und Gelas- 
senheit, eine Bereinigung der konflikt- 
reichen Atmosphäre und ein Ende der 
ideologischen Experimentierwut. Die 
Lehrer und die Kinder hätten eine Pau- 
se verdient, wie ihre dauerverunsicher- 
ten Eltern. 
In Nordrhein-Westfalen aber ist über- 
Hüssigerweise eine neue Unruhezone 
geschaffen worden. SPD und FDP ha- 
ben sich einstimmig für die kooperative 
Schule entschieden und sich in einem 
pompösen Abstimmungsverfahren für 
ein Gesetz entschieden, dessen Organi- 
sationsteil im Bedarfsfall mit einem 
pflegeleichten Erlaß oder mit der kom- 
munalen Einsichtigkeit von ein paar Ge- 
meindeverwaltungen zu bewältigen ge- 
wesen wäre. 
Deshalb bleiben nach dieser Düsseldor- 
fer Abstimmung schwere Bedenken und 
tiefe Zweifel, vor allem aber der grund- 
sätzliche Verdacht gegen jene sozialde- 
mokratische    Kulturpolitik,    die    unter 

dem Arbeitstitel Chancengleichheit 
schon mehrere bildungspolitische Rui- 
nen in Hessen, Bremen und Berlin ab- 
geliefert hat und in imperativen Gebär- 
dungen ungeniert ihre Macht beweist. 
Die sozialdemokratischen Bildungsfal- 
ken haben nicht nur verfassungsrechtli- 
che und föderalistische Bedenken ge- 
gen die kooperative Schule übergan- 
gen. Sie haben alle Proteste von Leh- 
rern und Eltern, von Institutionen und 
Personen, von den Bischöfen des Lan- 
des oder den Vertretern der Landwirt- 
schaft übersehen. Sie haben die Bens- 
berger Schulversuche, mit ihren negati- 
ven Ergebnissen in der Orientierungs- 
stufe, kaum gewürdigt. Sie haben alle 
Bedenken gegen Mammutschulen und 
seelenlose Lernfabriken abgetan, ha- 
ben kaum reagiert, als man von der 
Entkonfessionalisierung der Hauptschu- 
le redete. Das galt alles als Landespoli- 
tik, elitäre Anmaßung, bürgerlich. 
Wundern sie sich wirklich, wenn die 
Gegner der kooperativen Schule sich 
formieren, weil sie an die Angebots- 
schule nicht glauben und die Pflicht- 
schule wittern, weil sie die kommunale 
Austrocknung fürchten und insgesamt 
eben die sozialistische Einheitsschule' 
die als Gesamtschule verkündet wird? 

Kölner Rundschau, 27. Oktober 1977 
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